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208  Verfahren betreffend staatsgefährdende Inhalte 
 
(1) 1Ist ein Inhalt (§ 11 Absatz 3 StGB) zur Begehung einer Straftat nach den §§ 80a bis 100a, 130 StGB, § 
20 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 bis 4 des Vereinsgesetzes oder nach § 95 Absatz 1 Nummer 8 des 
Aufenthaltsgesetzes gebraucht worden oder bestimmt gewesen, benachrichtigt der Staatsanwalt das 
Bundeskriminalamt, Thaerstraße 11, 65193 Wiesbaden, unverzüglich von der Einleitung des Verfahrens. 
2Einer gesonderten Benachrichtigung von der Einleitung des Verfahrens bedarf es nicht, wenn das 
Bundeskriminalamt binnen kürzester Frist durch ein Auskunftsersuchen nach Absatz 2 oder durch eine 
Mitteilung nach Absatz 4 benachrichtigt wird.

(2) 1Bevor der Staatsanwalt die Beschlagnahme oder die Einziehung beantragt, holt er eine Auskunft des 
Bundeskriminalamtes darüber ein, ob und wo wegen der Inhalte (§ 11 Absatz 3 StGB) schon ein Verfahren 
anhängig ist oder anhängig gewesen ist und ob und wo bereits Beschlagnahme- oder 
Einziehungsentscheidungen beantragt oder ergangen sind. 2In Eilfällen kann die Auskunft auch 
fernmündlich, fernschriftlich oder telegrafisch eingeholt werden. 3Ergibt sich aus der Auskunft des 
Bundeskriminalamtes, dass in einem wegen derselben Inhalte (§ 11 Absatz 3 StGB) bereits anhängigen 
Verfahren eine die gesamte Auflage erfassende (allgemeine) Beschlagnahmeanordnung beantragt oder 
ergangen oder eine allgemeine Einziehung beantragt oder angeordnet, aber noch nicht rechtskräftig 
geworden ist, wartet der Staatsanwalt den Abschluss dieses Verfahrens ab, wenn für ihn lediglich die 
Durchführung des selbständigen Einziehungsverfahrens in Betracht käme. 4In allen anderen Fällen gilt 
Nummer 249 sinngemäß.

(3) 1In selbständigen Einziehungsverfahren ist zu prüfen, ob auf die Herbeiführung einer gerichtlichen 
Beschlagnahme verzichtet und zugleich die Einziehung beantragt werden kann; von dieser Möglichkeit wird 
in der Regel bei selbständigen Einziehungsverfahren betreffend Masseninhalten Gebrauch zu machen sein. 
2Anträge auf Beschlagnahme sollen nach Möglichkeit beim Amtsgericht am Sitz der in § 74a GVG 
bezeichneten Strafkammer gestellt werden. 3Anträge auf Beschlagnahme oder Einziehung sollen, soweit 
nicht Rechtsgründe entgegenstehen, die gesamte Auflage erfassen.

(4) 1Das Bundeskriminalamt ist von allen auf Beschlagnahme- und Einziehungsanträge hin ergehenden 
Entscheidungen sowie von der Rücknahme solcher Anträge unverzüglich zu benachrichtigen. 2Handelt es 
sich um die Entscheidungen, durch welche die Beschlagnahme oder Einziehung nicht periodischer 
Verkörperungen eines Inhalts angeordnet, wieder aufgehoben oder abgelehnt wird, kann zugleich um 
Bekanntmachung der Entscheidung im Bundeskriminalblatt ersucht werden; dasselbe gilt bei periodischen 
Verkörperungen eines Inhalts, die im räumlichen Geltungsbereich des Strafgesetzbuches erscheinen.

(5) 1Im Übrigen gelten die Nummer 226 Absatz 1 Satz 4 und Absatz 2, 251, 252 und 253 sinngemäß. 2Für 
die Verwertung der in Staatsschutzverfahren eingezogenen Filme gilt die bundeseinheitlich getroffene 
Anordnung vom 2. April 1973.

(6) 1Postsendungen, die von den Zollbehörden gemäß § 2 des Gesetzes zur Überwachung strafrechtlicher 
und anderer Verbringungsverbote vom 24. Mai 19611 der Staatsanwaltschaft vorgelegt, jedoch von dieser 
nach Prüfung freigegeben werden, sind beschleunigt an die Empfänger weiterzuleiten. 2Geöffnete 
Sendungen sind zu verschließen sowie mit dem Vermerk:

 
 
“Auf Grund des Gesetzes zur Überwachung strafrechtlicher und anderer Verbringungsverbote vom 24. Mai 
1961 zollamtlich geöffnet und von der Staatsanwaltschaft freigegeben.“

und mit dem Dienststempel der Staatsanwaltschaft zu versehen.

1 [Amtl. Anm.:] Vgl. Fundstellennachweis A zum Bundesrecht.


